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			Freitag, 19. Dezember 2014 - 125. Jahrgang Nr. 32.011

			CFK beklagt „Verfolgung durch Justiz“

			Tag der Demokratie: Präsidentin kritisiert Judikative
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			Cristina (r.) während der Kundgebung zum Tag der Demokratie. (Foto: Presidencia)

			Buenos Aires (AT/mc) – Scharfe Kritik an der Justiz und an der Opposition hat Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner bei der Großveranstaltung zum Tag der Demokratie auf der Plaza de Mayo bzw. in der Casa Rosada geübt. Zehntausende Anhänger waren am Sonnabend aus dem ganzen Land mit insgesamt 600 Bussen in die Hauptstadt gekommen, um ein letztes Mal mit Cristina als Präsidentin den Tag zu feiern, der an den Amtsantritt Raúl Alfonsíns als erstem demokratisch gewählten Präsidenten nach der Militärdiktatur im Dezember 1983 erinnert. Wegen des teilweise starken Regens musste die Staatschefin ihre Rede im Präsidentenpalast und nicht wie geplant auf der Plaza de Mayo halten.

			Es waren die üblichen Angriffsziele. Cristina sprach von einer „Verfolgungsjagd“, der Mitglieder ihrer Regierung ausgesetzt seien. Als Beispiel nannte sie Justizminister Julio Alak, der sich jüngst einer Vernehmung in Zusammenhang mit seiner einstigen Tätigkeit als Hauptgeschäftsführer der Fluggesellschaft „Aerolíneas Argentinas“ stellen musste. 

			Die Feindseligkeiten bestimmter Richter würden sich sogar auf Teile der Justiz selbst erstrecken, wie die drei Hausdurchsuchungen in den Amtsräumen der Kirchner-treuen Generalstaatsanwältin Alejandra Gils Carbó zeigten, beklagte Cristina. 

			Von den dafür verantwortlichen Richtern verlangte sie „ein wenig mehr Anstand“. Gleichzeitig drohte sie damit, dass wohl niemand gerne eine Anzeige der Steuerbehörde AFIP im Zusammenhang mit den über 4000 entdeckten argentinischen Konten in der Schweiz erhalte.

			Cristina sprach davon, dass in einige Kreise der Justiz Parteigänger der „medialen Auftragskiller“ in den Medien geworden seien. Eine Anspielung auch auf diejenigen Medien, die über die Regierung überwiegend kritisch berichten.

			Demonstrativ platzierte die Präsidentin ihren Vize Amado Boudou an ihre Seite. Dieser muss sich demnächst einer mündlichen Gerichtsverhandlung wegen des Verdachts auf Fälschung von Fahrzeugpapieren stellen.

			Diejenigen ihrer Anhänger, die auf eine Ankündigung Cristinas bezüglich einer Kandidatur für das Mercosur-Parlament Parlasur gehofft hatten, dürften enttäuscht gewesen sein. Denn die Präsidentin wiegelte ab: „Um das Kandidaturthema zu beenden: Ich bitte euch darum, dass niemand mich für irgendein Amt ins Gespräch bringt.“ 

			Mit Blick auf die Präsidentschaftswahlen im kommenden Jahr, bei denen Cristina aufgrund der Verfassung nicht mehr teilnehmen kann, sagte sie: „Ich will es klar sagen: Kandidaturen sind mehr als eine Farbe, ein Foto oder schöne Worte.“ Dies wurde vor allem als Kritik an Provinzgouverneur Daniel Scioli interpretiert, einem der möglichen Kandidaten des Regierungslagers für die Wahlen, der seine politische Werbung stets mit der Farbe Orange präsentiert. 

			Die Kandidaten der Opposition forderte Cristina auf, klar zu definieren, was sie vorhaben: Aber „nicht mit Slogans und leeren Worten, sondern Zahlen und Ergebnissen“. Schließlich bekleideten nicht wenige der möglichen Bewerber bereits jetzt verantwortliche Posten, meinte die Staatschefin.

			Ihr eigenes politisches Projekt hingegen stehe und spreche für sich: „Es ist das Projekt der gleichgeschlechtlichen Ehe, der Chancengleichheit, des neuen Zivilrechts, des Kindergeldes und des Wohnungsbauprogramms Procrear“, so Cristina, die im Übrigen damit warb, ihrem Nachfolger im Präsidentenamt ein schuldenfreies Land übergeben zu können
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			Gesetze auf den Weg gebracht

			Buenos Aires (AT/mc) – Kurz vor der Sommerpause hat das Abgeordnetenhaus mit den Stimmen der Regierungsfraktion mehrere wichtige Gesetzesprojekte vorangebracht bzw. beschlossen. Besonders umstritten ist die Neuregelung der Wahlen zum Mercosur-Parlament Mercosur. Die Regierungsallianz „Front für den Sieg“ setzte am Dienstag mit 140 zu 72 Stimmen durch, dass die Wahlen durch das Volk erfolgen sollen – und zwar gleichzeitig mit den Präsidentschaftswahlen im kommenden Jahr. Bislang wurden die Parlasur-Abgeordneten in den Parlamenten der jeweiligen Mercosur-Mitgliedsländer bestimmt. 

			Zudem soll die Immunität, die Abgeordnete in nationalen Parlamenten genießen, auch auf die Abgeordneten des Parlasur ausgedehnt werden. Die Opposition wittert hinter dieser Maßnahme einen Versuch, Cristina Fernández de Kirchner vor etwaiger Strafverfolgung nach ihrer Amtszeit als Präsidentin zu schützen. Nun muss der Senat zustimmen, damit das Projekt Gesetzeskraft erhält. Grünes Licht im Senat ist auch notwendig für das Vorhaben, die Reform des Bürgerlichen Gesetzbuches (wir berichteten) bereits im August kommenden Jahres (anstatt Anfang 2016) in Kraft treten zu lassen. Das Abgeordnetenhaus sprach sich mit 130 zu 93 Stimmen dafür aus.

			Bereits in Kraft treten kann das Gesetz zur Telekommunikation. Dies hatte der Senat bereits vor wenigen Tagen gebilligt. Nun zog das Abgeordnetenhaus (131 zu 97) nach. Die Neuregelung sieht vor, dass Telefongesellschaften künftig auch TV-Signale besitzen dürfen.
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			Empfang zum Jahresausklang

			„CHau 2014“ in der Schweizer Residenz / Swiss Award für Künstler Minelli
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			Botschafter Hanspeter Mock (l.) und Foto-Künstler Gian Paolo Minelli. (Foto: mc)

			Buenos Aires (AT/mc) – Für das Team der hiesigen Schweizer Botschaft ist schon Tradition, das alte Jahr mit einer Veranstaltung in der eidgenössischen Residenz zu verabschieden. Unter dem Motto „CHau 2014“ hatten Botschafter Hanspeter Mock und seine Mitarbeiter in das elegante Anwesen im Barrio Parque Gäste aus verschiedenen Gesellschaftsbereichen geladen, um bei Rotwein und Raclette einige angenehme Stunden zu verleben. Bei der Gelegenheit wurde der diesjährige Swiss Award an den Foto-Künstler Gian Paolo Minelli verliehen.

			Da Botschafter Mock erst seit einigen Wochen im Amt ist, fiel der Jahresrückblick kurz aus. Stattdessen richtete der Diplomat die Aufmerksamkeit der Gäste auf das System der Volksabstimmungen, die für die Schweizer Demokratie charakteristisch sind. Ein Modell, das einerseits helfe, Konsens im Land zu finden, andererseits aber tendenziell konservative Entscheidungen begünstige, so Mock. 

			Um die direkte Demokratie zu veranschaulichen, waren die Anwesenden selbst aufgerufen, bei einer Abstimmung mitzumachen. Konkret ging es um die Initiative „Sechs Wochen Ferien für Alle“, die vor zwei Jahren in der Schweiz mit deutlicher Mehrheit (66,5 Prozent Nein / 33,5 Prozent Ja) zurückgewiesen wurde. 

			Die Gäste in der Schweizer Residenz waren hingegen mehrheitlich dafür, den Urlaubsanspruch von vier auf sechs Wochen anzuheben. So stimmten 46 Anwesende mit Ja und nur 31 mit Nein. Allerdings gab es nicht wenige, die von ihrem Wahlrecht keinen Gebrauch machten, was eine Parallele zur Abstimmung in der Schweiz vor zwei Jahren darstelle, so Mock.

			Ein weiterer Höhepunkt des Abends war die Ehrung des Foto-Künstlers Gian Paolo Minelli mit dem Swiss Award. Die Auszeichnung, die im vorigen Jahr an das Argentinische Tageblatt gegangen war, würdigt Personen oder Institutionen, die sich um das Verhältnis zwischen der Schweiz und Argentinien verdient gemacht haben. Der gebürtige Genfer Minelli pendelt seit 1999 zwischen der Schweiz und Buenos Aires. Er hat zahlreiche Ausstellungen und Bildbände geschaffen, die sich mit dem Leben in der Millionenmetropole am Río de la Plata befassen. Ein besonderer Fokus seiner Arbeit lag auf dem Stadtteil Villa Lugano, der als sozialer Brennpunkt gilt. Das Projekt wurde von der Schweizer Stadt Lugano unterstützt, einem mondänen Nobelort im Tessin. Mock würdige Minelli als „Brückenbauer“ zwischen den Kulturen.
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			Die Woche in Argentinien

			Parrilli neuer Geheimdienstchef

			Oscar Parrilli ist neuer Chef des Geheimdienstes SI. Der bisherige Leiter des Präsidialamtes ersetzt  Héctor Icazuriaga, der am Dienstag von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner als Chef der „Schlapphüte“ entlassen wurde. Den frei werdenden Posten an der Spitze des Präsidialamtes übernimmt Aníbal Fernández, der bis 2011 bereits Kabinettschef war und zuletzt ein Mandat als Senator im Kongress innehatte. Als Senator rückt Juan Manuel Abal Medina nach. Dieser hatte Fernández vor drei Jahren bereits als Kabinettschef abgelöst, ehe er selbst vor einem Jahr diesen Posten für Jorge Capitanich freimachen musste. Parrilli wurde bereits am Dienstag in seinem neuen Amt vereidigt. Die Amtseinführung von Fernández war für gestern Abend vorgesehen. Auch der zweithöchste Posten im Geheimdienst wird neu vergeben. Der bisherige Amtsinhaber Francisco Larcher, der gemeinsam mit Icazuriaga von seinen Amtspflichten entbunden wurde, wird durch Juan Martín Mena ersetzt. Dieser fungierte zuletzt als leitender Staatssekretär im Justizministerium. Politische Beobachter sehen hinter der Neubesetzung der Ämter mit getreuen Parteigängern ein Signal der Präsidentin, angesichts laufender Prozesse gegen Regierungsmitglieder die Reihen zu schließen. 

			Zahnpflege aus Deutschland

			Technik aus Deutschland für die Zahnpflege der argentinischen Schulkinder. 30 Mobile zur Zahnuntersuchung, ausgestattet mit modernster Technik, sollen helfen, auch in entlegenen Gebieten des Landes Gratis-Zahnuntersuchungen für Schüler durchzuführen. Dies gab Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner am Montag in einer landesweit übertragenen Fernsehansprache bekannt. In Río Gallegos sei die Arbeit mit den Neuanschaffungen bereits begonnen worden, so die Staatschefin, die unterstrich: „Dies sind die Sachen, die wir importieren müssen.“ Die Zahnuntersuchungsmobile kämen vor allem den Armen im Lande zugute. Die Aktion erfolgt im Rahmen des Programms „Argentinien lächelt“. Bei einem anderen Projekt konnte Cristina bereits erfolgreichen Vollzug vermelden: 4,7 Millionen Netbooks wurden bei dem „Plan Conectar Igualdad“ an Schulen übergeben, womit eine flächendeckende Versorgung erreicht sei, freute sich Cristina. „Wir haben die digitale Kluft im Land überwunden“, meinte die Präsidentin, die zudem meinte: „Staat und Gleichheit sind zwei Begriffe, die untrennbar miteinander verbunden sind.“

			Wahltermin steht

			Der Fahrplan für die Bürgermeisterwahlen in Buenos Aires steht fest: Der Hauptwahlgang findet am 5. Juli statt. Sollte eine Stichwahl fällig werden, ist der Termin hierfür der 19. Juli. Bereits für den 26. April terminiert sind die Vorwahlen, bei denen die Kandidaten für den Hauptwahlgang definiert werden. Dies legte der amtierende Bürgermeister Mauricio Macri per Dekret fest. Er selber darf sich aufgrund der Verfassung nicht noch einmal zur Wahl stellen. Macri erhofft sich durch einen möglichen Sieg eines Kandidaten seiner Pro-Partei aber Rückenwind für seine eigenen Ambitionen bei den Präsidentschaftswahlen. Diese finden nach den Wahlen in der Hauptstadt statt: Die Vorwahlen sind für den 9. August terminiert. Der Hauptwahlgang findet am 25. Oktober statt, eine mögliche Stichwahl am 24. November.

			Massa und Moyano

			Bahnt sich hier ein neues politisches Bündnis an? Bei der Jahresabschlussfeier der Angestellten der Mautstationen in Costa Salguero stellten Sergio Massa, der Vorsitzende der Erneuerungsfront (FR), und der oppositionelle Gewerkschaftsboss Hugo Moyano demonstrativ Gemeinsamkeiten zur Schau. Massa bezeichnete Moyano als den „Führer der Arbeiter“, während Moyano umgekehrt Massa als „junge Verheißung in der Politik“ feierte. Dabei liegen die Zeiten, als Massa jede Nähe zu Moyano mied und der Gewerkschaftsboss andersherum den politischen Aufsteiger aus Tigre als eine Art „Möchtegern-Perón“ diffamierte, noch gar nicht allzu lange zurück. Doch zu wichtig ist der Einfluss Moyanos, der sich bislang noch nicht entschieden hat, wen er bei den Wahlen im kommenden Jahr unterstützen will.

			Tod in den Dünen

			Tragödie in Villa Gesell: Ein 13-jähriger Junge kam am Sonntagnachmittag in den Sanddünen am Strand des Ferienortes ums Leben. Er fiel in ein Loch, das sich zwischen den Dünen befand. Von dort konnte er sich nicht befreien. Das Loch stürzte zusammen und begrub den Jungen. Spätere Wiederbelebungsversuche kamen zu spät. Der 13-Jährige stammte aus Glew (Provinz Buenos Aires). Er war mit seiner Familie zum Urlaub in Villa Gesell. (AT/mc)
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			Racing Club holt den Titel

			Traditionsverein aus Avellaneda feiert erste Meisterschaft seit 2001
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			So feierten die Spieler des Racing Clubs ihren Triumph. (Foto: AP)

			Buenos Aires (dpa) - Racing Club hat sich den Meistertitel in der argentinischen Fußball-Liga gesichert. Der Verein aus Avellaneda gewann am Sonntagabend am letzten Spieltag zu Hause mit 1:0 (0:0) gegen Godoy Cruz aus Mendoza. Racing hatte seinen letzten Meistertitel 2001 gewonnen. Matchwinner für Racing war Ricardo Centurión, der vor 60.000 Zuschauern im Stadion „Presidente Perón“ in der 49. Minute mit einem sehenswerten Kopfball den Siegtreffer erzielte. 

			Das Team um Stürmerstar Diego Milito sichert sich mit dem Titel einen Platz für die Copa Libertadores. Vizemeister wurde River Plate. Der Rekordmeister aus dem Buenos-Aires-Stadtviertel Núñez gewann 1:0 (0:0) gegen Quilmes AC und landete damit zwei Punkte hinter Racing auf dem zweiten Tabellenrang.

			Im Laufe der Spielzeit verbuchte das Meisterteam von Trainer Diego Cocca 13 Siege, zwei Unentschieden und drei Niederlagen. Den Grundstein zum Titel legte die „Academia“, wie der Traditionsverein aus Avellaneda wegen seiner großen Vergangenheit genannt wird, vor allem in der Fremde: Mit 22 Punkten stellte Racing die beste Auswärtsmannschaft. Herausragender Akteur war Milito. Der 35-jährige Stürmer, der im Champions-League-Finale 2010 beide Tore für Inter Mailand beim 2:0-Sieg gegen den FC Bayern erzielte, machte in 16 Ligaspielen sechs Tore und bereitete vier weitere vor.

			Derweil sicherte sich Huracán den Aufstieg in die Erste Liga durch einen 4:1-Sieg gegen Atlético Tucumán. Das Spiel in Mendoza fand aus Sicherheitsgründen unter Ausschluss der Öffentlichkeit statt. Beide Clubs hatten die Zweitliga-Saison (Zone B) punktgleich abgeschlossen. Huracán gewann erst vor wenigen Wochen den argentinischen Pokal.

			Die Primera División wird im kommenden Jahr mit insgesamt 30 (!) Clubs an den Start gehen. Um den letzten noch verbleibenden freien Startplatz bewerben sich derzeit Gimnasia y Esgrima de Jujuy, Aldosivi de Mar del Plata und der Hauptstadtclub Nueva Chicago.
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			Selbstbildnis

			Präsidentin Cristina Kirchner hat sich mit ihren zwei aufeinanderfolgenden Reden anlässlich der Feier der Rückkehr zur Demokratie vor 31 Jahren im Regierungsgebäude am Freitag der Vorwoche ein eigenartiges Selbstbildnis geschaffen. Draußen schüttete es aus Kübeln, deshalb musste ihre Gefolgschaft die üblichen Beifallsorgien im Regierungspalast abhalten, klatschen, skandieren und Fahnen schwenken. Nach ihrer fast einstündigen Rede vor versammelten Anhängern, sprach sie vom Balkon der Casa Rosada aus abermals kurz in freier Rede zu ihren dort versammelten Anhängern. Sie zeigte sich von ihrer besten Seite als Volksrednerin, wiewohl sie niemals wie seinerzeit General Juan Domingo Perón vom Balkon des Regierungspalastes zu den auf dem Maiplatz versammelten Anhängern gesprochen hat. Sie ist eine gute Rednerin, aber an Perón kommt sie nicht ran. Cristina spricht frei, mischt Nebenbemerkungen und Anspielungen auch auf ihre Mitarbeiter mit ein, greift ihre echten oder vermeintlichen Gegner an. Sie hat ihren eigenen Stil. Ihren Wirtschaftsminister Axel Kicillof, dessen inflationsfördernde Haushaltspolitik sie von Herzen gutheißt, reduziert sie mit den Worten: „Kleiner, komm her“.

			Zum Zentralthema der gegenwärtigen Landespolitik, den Kandidaturen für nächstjährigen Vorwahlen, im Kürzel genannt PASO, und allgemeinen Wahlen im Oktober, offenbarte die Präsidentin die Bitte an ihre Anhänger, sie für keine Kandidatur vorzuschlagen. Es ging dabei um mögliche Kandidaturen als Nationaldeputierte ihrer Wohnprovinz Santa Cruz oder als Senatorin ihrer Geburtsprovinz Buenos Aires, ebenso um eine mögliche Kandidatur für die parlamentarischen Wahlen im Mercosur, im Kürzel genannt Parlasur, die laut Gesetzesvorschlag der Regierung gleichzeitig mit den allgemeinen Wahlen abgehalten werden sollen. Mit ihrer Absage einer Kandidatur, sofern sie ihre Meinung nicht gelegentlich ändert, entfällt die unterschwellige Immunität in diesem Parlament, die freilich laut dessen Statuten nur für Reden gilt, nicht aber für Handlungen in den Regierungen der Mitgliedsländer. Bleibt es dabei, dass CFK nicht für Parlasur zur Verfügung steht, dann entfallen die Spekulationen, die von einigen Anhängern in den Medien lanciert worden sind.

			Die innenpolitische Spannung über mögliche Kandidaten für die Präsidentschaft innerhalb der Regierungspartei, genannt „Front für den Sieg“, eigentlich die Justizialistische Gerechtigkeitspartei (PJ) mit unbedeutenden Alliierten, entlud CFK in keiner ihrer beiden Reden. Sie schweigt, wenn es um eine Kandidatur innerhalb dieser Partei geht. Gelegentlich gab es einen Seitenhieb gegen den in Umfragen führenden Gouverneuer der Provinz Buenos Aires Daniel Scioli, der sich längst postuliert hat und mit orangefarbenen Plakaten provinzweit Propaganda betreibt. Scioli hat auch als Demagoge angekündigt, mehr Anhänger als Beamte einzustellen, nachdem er vor wenigen Jahren genau das Gegenteil getan hatte, indem er ein allgemeines Einstellungsverbot erließ, Spanisch genannt „congelamiento de vacantes“, das er inzwischen offenbar vergessen hat. Das belastet die Finanzen der Provinz, die ohnehin tiefrote Zahlen ausweisen. Scioli betreibt seine Kandidatur mit Staatsposten, die die Provinzfinanzen nicht verkraften können. Sollte er als Kandidat gekürt und eventuell als Präsident gewählt werden, blüht ihm genau das Gegenteil, nachdem die gesamte Belegschaft der Nation, Gliedstaaten, Gemeinden und Staatsstellen in elf Jahren Kirchnerismus von rund 2,4 Millionen auf geschätzte 3,6 Millionen Staatsstellen um fünfzig Prozent gestiegen sind und kräftig zur Ausgabenwut der Kirchner-Regierungen beigetragen haben. Im Gefolge explodiert die Inflation.

			Die Präsidentin erwähnte in ihren Reden auch die üblichen Feinde, allen voran die Geierfonds, über die sie entscheiden muss, ob sie ab Januar 2015 ohne die bekannte Klausel, im Kürzel genannt RUFO,verhandeln wird oder nicht. In ihren Reden beschränkte sie sich auf eine abfällige Bemerkung zum Thema, sonst nichts, anders als ihr Wirtschaftsminister Kiciloff, der Hinweise auf eine Bereitschaft zu Verhandlungen gegeben hat. Man tappt hierüber weiter im Dunkeln. Selbstverständlich griff die Präsidentin die feindlichen Korporationen an, auch die oppositionelle Presse sowie neuerdings die Justiz, die ermittelt, ob sie Schmiergelder in Höhe mehrerer Millionen Dollar mit ihren vier Hotels in Calafate im Ausland versteckt.
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			Politische Paranoia

			Von Stefan Kuhn

			Muss man die Leute wirklich ernst nehmen, die da zu Tausenden unter dem Namen „Pegida“ auf die Straße gehen? Das kostet einige Mühe. Wie kann man Menschen für voll nehmen, die den Parolen einer Bewegung glauben, die sich „Patriotische Europäer gegen die Islamisierung des Abendlandes“ nennt?

			In Dresden demonstrierten am Montag rund 15.000 Menschen gegen diese vermeintliche „Islamisierung des Abendlandes“. Im ganzen Freistaat Sachsen gibt es nur etwa 2,2 Prozent Ausländer. Die meisten kommen aus anderen EU-Ländern, das Gros davon aus den katholischen Nachbarstaaten Polen und Tschechien. Die Zahl der Muslime in Sachsen beträgt etwa 4000, die Zahl der ultrakonservativen Salafisten wird auf 100 geschätzt. Das heißt, auf jeden Moslem kommen 3,75 Demonstranten, auf jeden Salafisten 150. Wer hier von berechtigten Ängsten spricht, leistet der Paranoia Vorschub.

			15.000 „besorgte“ Bürger sind natürlich eine stattliche Zahl, aber zu politischem Aktionismus sollte man sich deshalb nicht hinreißen lassen. AfD und NPD, die beiden Parteien, die den Pegida-Protesten am nächsten stehen, haben bei den sächsischen Landtagswahlen im August zusammen mehr als 240.000 Stimmen geholt. Das müsste mehr Sorgen machen als die Vorstellung, dass etwa jeder 16. dieser Wähler zur Demo nach Leipzig gefahren ist. Nimmt man die rechtsextremen und rechtspopulistischen Wähler aus den benachbarten Bundesländern Thüringen, Sachsen-Anhalt und Brandenburg hinzu, kommt man auf ein anti-islamisches Protestpotenzial von deutlich über einer halben Million an Wählern.

			Pegida-Gründer Lutz Bachmann versucht sich zwar von der NPD abzugrenzen, schon der Name der Bewegung macht das deutlich. Ein Neonazi würde sich kaum als „patriotischen Europäer“ bezeichnen. Doch Pegida-Forderungen gegen den mutmaßlichen Sozialmissbrauch durch Asylbewerber oder die imaginäre Gefahr einer Islamisierung machen die Bewegung für Rechtsextreme attraktiv, denn sie decken sich mit den ihrigen. Sie marschieren mit, nutzen die Stimmung für ihre politischen Ziele.

			Es überrascht, dass sich Auslandsmedien intensiv mit den Pegida-Demonstrationen beschäftigen. An der größten Kundgebung nahmen 15.000 Menschen teil. Bei der größten Demonstration gegen das Bahnprojekt Stuttgart 21 gingen vor vier Jahren zwischen 70.000 und 150.000 Menschen auf die Straße. Das Medienecho im Ausland war damals geringer. Dass man in Deutschland besorgt über Pegida ist, kann man nachvollziehen, aber im europäischen Ausland müsste man andere Sorgen haben. Bei den Europawahlen 2014 wurden in Dänemark, Großbritannien und Frankreich rechtspopulistische Parteien, die zum Teil extremere Positionen als die Pegida-Bewegung vertreten, stärkste Parteien. Die britische UKIP kam auf 27,5 Prozent, die Dänische Volkspartei auf 26 Prozent und die französische Front National auf 24 Prozent der Stimmen. In Deutschland schafften AfD und NPD zusammen etwa acht Prozent.

			Pegida ist wie der Erfolg rechtsextremistischer und rechtspopulistischer Parteien ein regionales Phänomen. Man kann es kurzfristig nicht bekämpfen, denn mit Argumenten, Zahlen und Tatsachen kommt man diffusen Ängsten nicht bei. Wie kann man einem xenophoben Mitbürger erklären, dass Ausländer ohne deutschen Pass jährlich 22 Milliarden Euro Steuern und Sozialabgaben zahlen? Das übersteigt die bezogenen Sozialleistungen deutlich. Es ist zudem äußerst seltsam, dass die NPD in Wahlkreisen mit hohem Ausländeranteil deutlich weniger Stimmen bekommt als in denen, wo kaum Ausländer leben. Im Berliner Wahlbezirk Friedrichshain-Kreuzberg waren es bei den Bundestagswahlen 2013 0,7 Prozent der Stimmen, in der Sächsischen Schweiz 5,1 Prozent. Im Berliner Bezirk liegt der Ausländeranteil bei über 22 Prozent, in der Sächsischen Schweiz dürfte er kaum über dem Landesdurchschnitt von 2,2 Prozent liegen. Es ist leichter, zu hassen, was man nicht kennt.

			Der Islam ist keine Bedrohung für Deutschland, für Sachsen schon gar nicht. Deshalb darf man die Ängste der Pegida-Demonstranten nicht ernst nehmen. Ernst nehmen muss man allerdings die globale Gefahr, die der radikale Islamismus mit sich bringt. Was in Syrien und im Irak im Namen Allahs durch die Terrororganisation Islamischer Staat (IS) geschieht oder in Pakistan und Afghanistan durch Al Kaida, kann schon Ängste hervorrufen. Der deutschen Regierung ist diese Gefahr bewusst. Sie hat sich der Koalition gegen den islamistischen Terror angeschlossen. Berlin schickt Waffen und Ausbilder für die kurdischen Gegner des IS. Seltsamerweise ist Pegida gegen Auslandseinsätze der Bundeswehr. Die Protestbewegung befürchtet, dass dadurch mehr Flüchtlinge nach Deutschland kommen.
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			Randglossen

			Eine Rochade in höchsten Stellen des Sicherheitsamtes (SI) hat die Öffentlichkeit überrascht. Die beiden von Néstor Kirchner ernannten Chefs Héctor Icazuriaga und Carlos Larcher wurden kurzerhand von seiner Gattin und jetzigen Präsidentin Cristina Kirchner entlassen und durch ihrem Sekretär Oscar Parrilli und den derzeitigen Kabinettschef im Justizministerium Juan Martín Mena ersetzt. Parrillis bisherige Aufgaben haben nicht den geringsten Bezug zu seinem neuen Amt als Chef der Geheimdienstbehörde. Was hinter dieser blitzartigen Rochade steht, lässt sich nur mutmaßen, derweil auch Senator Aníbal Fernández, vorher Innenminister und Kabinettschef, neuer Präsidialsekretär wird, Sein Amt im Senat wird von seinem Stellvertreter und ebenfalls vorherigen Kabinettschef Juan Manuel Abal Medina übernommen. Offenbar schwelte eine politische Krise innerhalb der Regierung, die die Präsidentin mit einem Schlag erledigt hat.

			Geheimdienste schnüffeln bekanntlich überall. In Konkurrenz zum staatliche Geheimdienst SI unterhält General César Milani, Heereschef und vorher Geheimdienstchef der Armee, seine eigene Tätigkeit wie vorher auf der Suche nach Informationen über Meinungen und Verhaltensweisen innerhalb und außerhalb der Regierung, wobei auch Telefongespräche ohne Erlaubnis von Richtern in konkreten Fällen abgehört werden. Milani gelang es, sein Schnüffelbudget für 2015 fühlbar mehr als seine zivile Konkurrenz SI anzuheben, was deutlich zeigt, wem die Präsidentin zutraut, ihr zuverlässige Informationen über allerlei politische Dinge zu liefern. Das ganze Intrigantentum auf höchster Ebene, wer was und wo zu welchem Zweck gesagt haben soll, befremdet die Öffentlichkeit.

			Lutz Bachmann, der Mitbegründer der anti-islamistischen deutschen Protestbewegung Pegida, ist ein Querulant, ein Wichtigtuer, der plötzlich im politischen Rampenlicht steht. Das genießt er, es sei ihm vergönnt, denn diese Protestfarce wird nicht von Dauer sein. Für den verurteilten Straftäter Bachmann ist es schon ein Erfolg, plötzlich wahrgenommen zu werden. Zuvor ist ihm das nur gelungen, als er die damalige Grünen-Vorsitzende Claudia „Fatima“ Roth standrechtlich erschießen lassen wollte, weil sie sich für ein Rauchverbot in Biergärten eingesetzt hatte. Natürlich war das ein „Späßchen“, aber es sagt viel über Bachmann aus. Noch mehr allerdings über die 15.000 Menschen, die ihm nachlaufen.

			Benjamin Netanjahu hat Probleme. Seine Regierung ist zerfallen, es gibt im März Neuwahlen. Doch das ist ein kleineres Problem. Außenpolitisch sieht das anders aus. Immer mehr Staaten erkennen den Staat Palästina an. In Ländern, wo sich die Regierung noch ziert, haben sich die Parlamente für Palästina entschieden. Schlimm daran ist, dass Netanjahu das ignoriert. Ausländische Parlamente könnten nicht über einen Palästinenserstaat entscheiden. ließ er verkünden. Das ist ausgesprochener Blödsinn und zudem geschichtsvergessen. Jedes neugegründete Land hängt von der Anerkennung durch andere Staaten ab. Inzwischen haben 135 der 193 UN-Staaten Palästina anerkannt. Bis 1991 lag Israel unter dieser Zahl. Wenn Netanjahu weiter an der Siedlungspolitik festhält, dürfte sich die Anerkennung Palästinas nicht verhindern lassen.

		

	
		
			Wirtschaft
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 8,57, ganz wenig über der Vorwoche und um 31,34% über Ende Dezember 2013. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 30,71 Mrd. gegen u$s 29,11 Mrd. in der Vorwoche. Die Zunahme der Reserven ist auf die Zahlungen der Telefonunternehmen für die Lizenzen der Mobiltelefonie G4 zurückzuführen. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.12.14 bei $ 8,607, zum 31.03.15 bei $ 9,217 und zum 30.06.15 bei $ 9,90. Der Terminkurs per November 2015 enthält einen Jahreszinssatz von 33,04%. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 13,10, gegen $ 12,78 vor einer Woche. Der Kurs, der sich aus Überweisungen über Staatsbonds in Dollar ergibt, die in Buenos Aires und New York gehandelt werden, („contado con liqui“) lag bei $ 11,65, gegen $ 11,31 in der Vorwoche.

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Minus von 3,67%, lag jedoch um 47,94% über Ende 2013. In 7 Tagen waren die Kurse zunächst stark gefallen, bis am Mittwoch eine Erholung um 4% einsetzte, die von Telecom Argentina (+7,7%), YPF (+6,7%), Comercial del Plata (+7,9%), Banco Patagonia (+7,3%) und Mirgor (+10%) getragen wurde.

			***

			Par-Bonds in Pesos notierten mit 32,00% im Plus gegenüber Ende 2013. Discount-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 1,77% und lagen um 40,90% über Ende 2013. Boden 2015 verloren zur Vorwoche 1,02% , und Global 2017 Arg verloren in einer Woche 2,22% und im Laufe des Jahres 4,35%.

			***

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 218,89 (Vorwoche $ 224,44) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 312,70 (Vorwoche $ 320,63).

			***

			Der Index der Industrieproduktion des Wirtschaftsforschungsinstitutes FIEL weist für November eine interanuelle Abnahme von 2,7% aus, womit die ersten 11 Monaten 2014 um 4,6% unter dem Vorjahr liegen. Gegenüber Oktober 2014 lag November ohne Saisonbereinigung um 8% niedriger, mit Saisonkorrektur jedoch um 1,4% höher. Der Rückgang gegenüber dem Vorjahr ist stark durch die Kfz-Industrie bedingt.

			***

			Der landesweite Stromkonsum lag im November um 3% über dem gleichen Vorjahresmonat und war somit in 11 Monaten um 2% höher als im Vorjahr, berichtet die Stiftung Fundelec (Fundación para el Desarrollo Eléctrico). 

			***

			Die Rohstahlproduktion lag im November mit 461.300 t um 1,7% unter dem Vorjahr und um 3,4% unter Oktober 2014, berichtet die Kammer der Stahlindustrie. Dennoch lag die Produktion in 11 Monaten 2014 um 6,1% über dem Vorjahr.

			***

			Die Stadt Santa Fé plant für 2015 den Bau einer Metrobus-Strecke von 5,5 km. Für diesen Zweck wurde ein Kredit von u$s 14,5 Mio. bei der Weltbank beantragt. Offensichtlich macht der Erfolg des Metrobus in der Bundeshauptstadt Schule.

			***

			Der Senat verabschiedete am Mittwoch das Gesetz über Schaffung einer bikameralen Komission, um die Kapitalflucht und Steuerhinterziehung zu untersuchen, die sich aus dem Bestehen von Bankkonten argentinischer Steuerzahler in der Schweiz ergibt. Die Initiative wurde mit 37 Stimmen gegen 27 der Opposition angenommen. Diese wies darauf hin, dass es sich um ein Manöver handle, um die Aufmerksamkeit von den Korruptionsfällen, die die Regierung betreffen, abzulenken. In der Tat handelt es sich bei den angeblich 4040 Konten der Schweizer Filiale der Bank HSBC zunächst um ein Thema, dass die AFIP im Rahmen der bestehenden Gesetzgebung behandeln muss, das nicht von einer Parlamentskommission politisiert werden sollte.

			***

			Die Deputiertenkammer hat letzte Woche das Gesetz über die neue Rahmenordnung für Telefonie, Internet, Fernsehen und Rundfunk verabschiedet, das als wesentliche Neuerung den Zugang der Telefonunternehmen zum Kabelfernesehen erlaubt, der bisher verboten war. Die Technologie der Information und der Fernverbindungen wird als öffentlicher Dienst erklärt, was u.a. bedeutet, dass die Unternehmen, die sich auf diesem Gebiet betätigen, die bestehenden Kabelnetze, die von den grossen Telefonunternehmen u.a. betrieben werden, zu einem vom Staat festgesetzten Tarif verwenden können. Die Regierung wies darauf hin, dass diese neue Regelung die Konkurrenz verschärfe. Die Opposition wies darauf hin, dass dies den kleinen Unternehmen dieses Bereichs schade.

			***

			Der Senat hat am Mittwoch die Ernennung von Alejandro Vanoli zum ZB-Präsidenten für 7 Jahre bestätigt. Obwohl Vanoli theoretisch bis 2019 im Amt bleiben sollte, wird bezweifelt, dass er ab Dezember 2015, mit einer neuen Regierung weitermacht.

			***

			Die Ausschreibung der Frequenzen 3G und 4G für die Mobiltelefonie haben dem Staat Einnahmen von 896,6 Mio. gebracht, von denen u$s 281,5 Mio. auf Claro, u$s 209 Mio. auf Telefónica (Movistar) und u$s 405,75 auf Telecom (Personal) entfallen.

			***

			ZB-Präsident Alejandro Vanoli kündigte eine Erweiterung des Kreditkontingentes für kleine und mittlere Unternehmen von 5,5% auf 6,5% der privaten Bankdepositen ab 1.1.2015 an. Das stellt zusätzliche Kredite für $ 13 Mrd. im 1. Halbjahr 2015 dar. In 30 Monaten seit Einführung dieses Systems sind laut Vanoli schon $ 100 Mrd. an Krediten dieser Art erteilt worden. Der Zinssatz beträgt jetzt 19%, statt biosher 19,5% und die Laufzeit macht mindestens 36 Monate aus. Eine wesentliche Änderung, die jetzt eingeführt wurde, besteht darin, dass bis zu 20% des Kredites für Arbeitskapital eingesetzt werden können.

			***

			Während der Preis der Rinder auf dem Markt von Liniers in den letzten drei Monaten um 16% zurückgegangen ist, sank der Fleischpreis im Einzelhandel bestenfalls um 2%, wobei in einigen Fällen (wie „asado“) sogar eine Zunahme von ca. 2% stattfand. Die Abnahme des Preises für Rinder wird u.a. auf ein höheres Angebot zurückgeführt, das wegen Überschwemmungen eingetreten ist.

			***

			Für den Bau einer Gasleitung durch die Provinz Chaco hat die Regierung fünf Angebote erhalten. Die Unternehmen Chediak, BTU, Esuco, Contreras, Techint, Panedille, Helport sowie Rovella Carranza haben ihr Interesse bekundet. Ursprünglich war vorgesehen, diese Gasleitung bis 2006 fertigzustellen.

			***

			Der Hafen von Santa Fe wird zunächst nicht verlegt. Die öffentliche Ausschreibung für dieses Projekt sollte bis Jahresende abgeschlossen sein. Nun hat eine Kommission vorgeschlagen, die Umbaumassnahmen des einzigen am Projekt interessierten Unternehmens -eine vorübergehende Unternehmensvereinigung der Firmen House to House, Sociedad Comercial del Sur, Compañía Marítima del Sur und Puertos y Estibajes- zunächst nicht durchzuführen. 

			***

			Das Wirtschaftministerium hat ein weiteres Kontingent ab 01.01.2015 für den Weizenexport aus der Ernte 2014/2015 genehmigt. Im November hatte die Behörde schon 1,5 Mio. t freigegeben. Dies genüngt jedoch nicht, um den Druck des Überangebots während der Ernteperiode, die auch ganz Januar erfasst, zu verhindern. Das Kontingentierungssystem schädigt die Landwirte und schafft einen Extragewinn für Exporteure und Spekulanten, die Weizen unter dem Paritätspreis kaufen und gelegentlich zu diesem exportieren. Dem lokalen Konsumenten dient dies nicht.

			***

			Das im Haushaltsgesetz vorgesehene Plansoll der gesamten Steuereinnahmen des Nationalstaates von $ 1,095 Bio. ist schon um 5% überschritten worden, gab AFIP-Chef Ricardo Echegaray bekannt. Dennoch ist der Überschuss wesentlich geringer als in den Vorjahren. 

			***

			Die Zentralbank erhielt die dritte Tranche i.H. von u$s 1 Mrd. im Rahmen eines Währungsaustausches, ein sogenannter Swap Kredit, aus der Volksrepublik China. Am 30.10. waren bei der Zentralbank u$s 814 Mio., und am 17. November weitere u$s 500 Mio. eingegangen. Ausgehandelt wurde eine Höchstgrenze von bis zu u$s 11 Mrd. China leiht zu einer Rate von 6% jährlich. Bislang muss die Republik Argentinien für dieses Geld u$s 138 Mio. an Zinsen aufbringen. Die ZB nimmt die freigegebenen Mittel in die Währungsreserven auf, obwohl dies nicht zulässig ist, weil es sich um einen Betrag handelt, der nur für Zahlungen an China verwendet werden darf und somit nicht frei verfügbar ist. Ausserdem handelt es sich um Yuan, nicht um Dollar, die nicht frei konvertierbar sind. Das Abkommen mit China bedeutet eine Vorzugsbehandlung chinesischer Lieferanten, die sich auf diese Weise Importgenehmigungen sichern, die anderen Lieferanten verweigert werden. 

			***

			Das Binnenhandelssekretariat verhandelt über eine weitere Preisrunde mit den teilnehmenden Unternehmen im Rahmen der sogenannten „gepflegten Preise“. Die Preiserhöhungen sollten auf keinem Fall übers Jahr gerechnet bei mehr als 24% liegen. Seit Jahresanfang hat das Sekretariat Erhöhungen von 12% im Durchschnitt genehmigt, auch wenn die Preiserhöhungen sehr unterschiedlich ausgefallen sind. So ist der Zucker um 20%, und Speiseöl und Milch um 18% teurer geworden. Bei den Teigwaren sowie den Getränken erreichte die Teuerung 10%.

			***

			Es sei verfassungswidrig Personen, die ein nicht deklariertes Konto in der Schweiz unterhalten, zum Kongress vorzuladen damit sie dort über ihre Situation aussagen, behaupten Verfassungsjuristen. Nach Ansicht von Daniel Sabsay handelt es sich bei diesem Regierungsvorhaben um eine Verletzung der Unabhängigkeit der Justiz. „Wenn jemand nicht aussagen möchte, kann er immer noch Schutz bei der Justiz beantragen.“ Ein weiterer Jurist, der auch auf diesem Gebiet spezialisiert ist, Alberto Garcia Lema, ist der Meinung, dass hierbei das Steuer- und Bankengeheimnis verletzt wird. Dieses kann nur von einem anderem Richter freigegeben werden, aber nicht rückwirkend. Der Wirtschaftler und Abgeordnete Federico Sturzenegger ist der Meinung, dass dieses Gesetz Artikel 18 der Verfassung verletzt. Der Fall der 4.040 argentinischen Konten der BHSC-Filiale in der Schweiz, den CFK gross angekündigt hat, ist gewiss nicht einfach. In jedem Einzelfall muss den angeblichen Konteninhaber die Gelegenheit geboten werden, eine Verteidigung vorzulegen. Dann muss die AFIP ihren Standpunkt darstellen, und erst dann, wenn eine Steuerhinterziehung ermittelt wird, kann der Fall vor die Justiz gehen oder von einer parlamentarischen Kommission behandelt werden. 

			***

			Weit über die Hälfte (69,5%) der insgesamt 151 landesweiten Gemeinden hat im Verlauf der letzten drei Jahren neue Gebühren (die im Wesen Steuern sind) eingeführt, gab der Verband der mitttleren Unternehmen (CAME) bekannt. Bei den anderen Gemeinden seien die bereits bestehenden Gebühren auf überzogene Weise erhöht worden. Steuern auf Benzin, die rechtswidrig sind, seien die populärste Massnahme gewesen. Ausserdem wurde die Nutzung vom öffentlichen Raum, z.B. durch Werbeflächen, stark besteuert.

			***

			Das Binnenhandelssekretariat, geleitet von Staatssekretär Augusto Costa, hat acht lokalen Automobilfarikanten durch Beschluss 271/14 eine Busse von insgesamt einer Milliarde Pesos auferlegt, wegen angeblicher Kartellierung bei ihren Lieferungen nach Tierra del Fuego. Mit je $ 150 Mio. Busse wurden folgende Firmen bestraft: Fiat, Ford, GM, Peugeot-Citroen, Renault und VW. Hingegen wurde Toyota eine Busse von $ 104 Mio. und Honda eine von $ 56 Mio. auf. Das Regierungsamt meint, die Tatsache, dass diese Firmen die Automobile in Feuerland zu gleichen Preisen wie im kontinentalen Raum des Landes verkaufen, obwohl dort keine MwSt. und auch keine anderen Steuern gezahlt werden, zeige ein unzulässiges Abkommen unter den Firmen. Indessen bestehen hohe Transportkosten bis Feuerland, wobei dort auch der Automobilimporte aus Drittstaaten zollfrei ist, so dass Konkurrenz besteht. Die Lastwagenhersteller Mercedes Benz und IVECO wurden nicht betroffen. Es klingt auf alle Fälle merkwürdig, dass die lokalen PKW-Fabrikanten im ganzen Land hart konkurrieren, aber ausgerechnet in Tierra del Fuego ein Kartell bilden. 

			***

			Der Index der Konsumentepreise des INDEC weist für November eine Zunahme von 1,1% aus, womit diese in 11 Monaten 2014 22,7% beträgt. Die Zunahme liegt erneut stark unter denen, die private Wirtschaftler ermitteln, die zwischen 1,7% und 2% liegen. Der Index der Grossistenpreise des INDEC weist im November eine Zunahme von 0,9% und in 11 Monaten eine von 27,1% aus. Der Baukostenindex weist im November eine Zunahme von 0,7% und in 11 Monaten eine von 31,4% aus.

			***

			Der Verkauf von Maschinen für die Landwirtschaft (Traktoren, Saat- und Erntemaschinen u.a.) lag in 10 Monaten 2014 in Einheiten um 35,9% unter dem Vorjahr, berichtet die Consulting-Firma IES. Der Export fiel in der gleichen Periode in Mengen um 32% und in Werten um 31,1% auf u$s 196,5 Mio. Venezuela lag dieses Jahr mit einem Anteil von 15,4% an die Exporten unter Uruguay (16,8%) und Brasilien (16,4%). Der Import von Landmaschinen ging um 32% auf u$s 885,21 Mio. zurück.

			***

			Anfang kommenden Jahres werden in einigen Provinzen die Stromtarif kräftig steigen; durchschnittlich um 30%. Santa Fe erhöht die Preise ab Januar um 27%. Entre Rios kündigte Erhöhungen um 20% an. San Luis und Tucumán werden ihre Energietariffe ebenfalls um 30% erhöhen. Die finanzielle Lage einiger Stromunternehmen ist so kritisch, dass einige sehr hohe Schulden beim Stromvertriebsunternehmen Cammesa anhäufen. Edelap ist gegenüber Cammesa mit $ 660 Mio., EPEC mit $ 2,8 Mrd. und Secheep, von der Provinz Chaco mit $ 320 Mio. verschuldet. Die zwei grossen Stromverteilungsunternehmen  der Bundeshauptstadt sind noch höher verschuldet: Edenor mit $ 6,25 Mrd. und Edesur mit $ 5,70 Mrd. Die Gesamtschulden aller Stromunternehmen gegenüber Cammesa liegen bei $ 18 Mrd.

			***

			Die Gesamtsubventionen an alle Wirtschaftszweige erreichten dieses Jahr bis Ende November $ 193,03 Mrd., 70% mehr als im gleichen Vorjahreszeitraum, berichtet die Vereinigung für Haushalt und Finanzverwaltung (ASAP). Der Energiesektor erhielt 71,2% dieser Summe.

			***

			Wie der Verband der Notare in der Bundeshauptstadt berichtet, wurden im November 3125 Immobilienübertragungen durchgeführt, 11,3% weniger als im gleichen Vorjahresmonat. Der Gesamtwert der Transaktionen lag bei $ 3246,7 Mrd; eine Zunahme um 46,75% gegenüber November 2013 und + 20,30% gegenüber September. Der vergangene Monat war in punkto Immobilienübertragungen der schlechteste der letzten 10 Jahren.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Die schwächeren Wirtschaftsleistungen von Brasilien und Argentinien haben zu einer weiteren Verlangsamung des Tourismuswachstums in Südamerika geführt. Zu diesem Ergebnis kommt der ITB World Travel Trends Report, den IPK International im Auftrag der führenden Messe der internationalen Reiseindustrie, ITB Berlin, erstellt hat. In den ersten acht Monaten dieses Jahres kam der Kontinent zwar immer noch auf einen Anstieg von 5%, was jedoch unter den Wachstumsraten zwischen 2009 und 2013 liegt, die teilweise sogar zweistellig waren. Die wirtschaftliche Unsicherheit in Südamerika, insbesondere in Brasilien und Argentinien, hat zu dieser Verlangsamung des Wachstums bei Auslandsreisen geführt. Auch für das kommende Jahr prognostiziert der IPK Travel Confidence Index für Südamerika mit 3% eine niedrigere Wachstumsrate bei den Auslandsreisen. Damit setzt sich der Trend des schwächer werdenden Wachstums auch 2015 fort. (ITB, Berlin).

			***

			Das Weltbankschiedsgericht ICSID („International Center für Settlement of Investment Disputes“, auf spanisch CIADI) hat Venezuela zur Zahlung von u$s 744 Mio. an die kanadische Gold Reserve verurteilt, wegen der Enteignung von Goldbergwerken im Südosten des Landes. Das Unternehmen hatte u$s 2,1 Mrd. gefordert. Doch der venzolanische Staat ist total pleite und kann auch den jetzt festgesetzten Betrag nicht zahlen. Die zahlreichen Verstaatlichungen, die der verstorbene Präsident Hugo Chávez vollzogen hat, haben nicht nur die Staatskasse stark belastet, sondern bei den einzelnen Objekten zu starken Produktionsrückgängen geführt. Der Staat hat somit einen dreifachen Verlust erlitten: wegen der Zahlung für die Übernahme, wegen der Gewinnsteuer, die entfällt, und wegen der Subventionen, die notwendig geworden sind.

			***

			Das Geschäftsumfeld in Brasilien hat sich 2014 gegenüber 2013 verschlechtert, wie die Universität Fundação Getulio Vargas (FGV) in einer aktuellen Studie berichtet. Für das kommende Jahr erwartet die FGV, dass sich die „schwache aktuelle Wirtschaftsleistung“ in einem Rückgang der Konsumausgaben widerspiegeln wird. Laut der Umfrage werden die Investitionen 2015 im Vergleich zu diesem Jahr voraussichtlich in der Industrie von 47% auf 41% sinken, im Dienstleistungssektor von 48% auf 45% und im Baugewerbe von 45% auf 34%. Im Handel werden die Investitionen wahrscheinlich von 63% auf 53% sinken. (Brazil News)

			***

			Das Parlament hat in Kolumbien eine Steuerreform genehmigt, die neue Fiskaleinnahmen schafft, zum Teil um die Wirkung des Verfalls des Erdölpreises auszugleichen, und zum Teil um Sozialprogramme für Erziehung, Kinderpflege und Armutsbekämpfung zu finanzieren. Einmal werden Vermögen von über u$s 409.000 während drei Jahren besteuert, mit einem Satz von 1,15% im ersten Jahr und jeweils 1% und 0,4% in den folgenden. Dann wird eine Zusatzsteuer von 5% auf Einkommen über u$s 327.000 im Jahr 2015, von 6% 2016, von 7% 2017 und von 9% 2018 eingeführt. Der Satz bleibt danach unverändert. Auf der anderen Seite werden steuerliche Vergünstigungen bei Kapitalgüterkäufen verfügt. Schliesslich werden Bussen für diejenigen eingeführt, die Aktiven über u$s 3,2 Mio. nicht angeben.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Ingenio La Esperanza

			Die Gruppen Benicio und Insud, Inhaber dieses Zuckerunternehmens mit ausgedehnten Pflanzungen in Jujuy, haben mit Papelera del NOA und dem Treuhandfonds für die wirtschaftliche Entwicklung der Provinz Jujuy zwei weitere Investoren ins Boot geholt. Ingenio La Esperanza stellt ausser Zucker jährlich 60.000 t Wellpapier sowie 40 Mio. qm Wellkartonage in den Werken Jujuy und Buenos Aires her. Ausserdem nimmt La Esperanza am Projekt Papel Pampa teil.

			Metrotel

			Dieses Unternehmen, kontrolliert von Comercial del Plata, hat weitere $ 35 Mio. in die Erweiterung des Fernverbindungsnetzes von optischer Faser investiert, um auf diese Weise 14 Industrieparks zu bedienen, die sich in Gross Buenos Aires befinden. Die Firma erwartet jetzt eine Umsatzzunahme von 75%, auf $ 175 Mio. im 1. Quartal 2015.

			Edelap

			Dieses Unternehmen des Techint-Konzerns, das die Stromverteilung im Gebiet von La Plata und Umgebung betreibt, hat eine neue Verteilungsstation von 40 MVA in La Plata fertiggestellt, die eine Investititon von $ 55 Mio. darstellt. Der Vorstandspräsident, Alejandro MacFairlane, wies darauf hin, dass dies die Stromversorgung von 40.000 Einwohnern, und auch von Handels- und Industrieunternehmen wesentlich verbessere.

			Astillero Rio Santiago

			Diese grosse Werft, die dem Provinzstaat von Buenos Aires gehört und sich in der Nähe von La Plata befindet, ist bis 2025 voll ausgelastet. Die Werft wird jetzt 6 „bulk carrier“ von je 40.000 BRT, mit 182 Metern Länge und 31 Metern Breite, mit 4 Krähnen von je 30 Tonnen, für das lokale Unternehmen Abadía del Mar bauen. Es sind die grössten Schiffe, die im Land je gebaut wurden. Ausserdem sollen weitere 4 „bulk carrier“ für die Firma White Sea gebaut werden, eine Tochtergesellschaft von Abbey Sea. In diesem Fall beträgt die Länge 155 Meter und die Breite 24 Meter. Schliesslich hat Abadía del Mar noch den Bau von 6 Schleppern in Auftrag gegeben, von 32,4 Metern Länge und 12,8 Metern Breite. Die Werft hat eine neue Technologie eingeführt, bei der einzelne Blocks des Schiffes in der Fabrik hergestellt und dann auf dem Montagegerüst zusammengestellt werden.

			Andreani-Gruppe

			Dieses Logistikunternehmen, das Post- und Lagerungsdienste betreibt, hat 2014 eine Umsatzzunahme von 20%, bei einer Mengenzunahme von 3% ausgewiesen. Beim Postdienst besteht ein ausgeprägter Übergang von Briefen auf Pakete, deren Sendung mit dem zunehmenden e-commerce zusammenhängt. Die Firma entwickelt gegenwärtig das Programm Norlog, bei dem die erste Etappe der Inftrastruktur der ersten 37 ha abgeschlossen wurde, ebenfalls der Bau des Verwaltungsgebäudes. Norlog besteht in der Bereitstellung eines Geländes von 100 ha für eine Logistikplattform für die Lagerung und Bewegung von Waren, plus die Niederlassung von Betrieben der Leichtindustrie. Es handelt sich um eine Investition von u$s 400 Mio. Andreani beschäftigt ca. 6.000 Mitarbeiter und zählt über tausend Kunden, darunter Roemmers, Bagó, YPF, Gilette, Procter & Gamble, Massalin Particulares, Bayer, Johnson, und Nobleza Piccardo.

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Nach der gescheiterten vorzeitigen Umschuldung

			Der Versuch, die Zahlung der Staatsschuld von u$s 6,7 Mrd., die im Oktober 2015 fällig ist, auf spätere Jahre zu verschieben, und eventuell noch frisches Geld für bis zu u$s 3 Mrd. durch Ausgabe neuer Staatspapiere zu erhalten, hatte überhaupt keinen Erfolg. Für die neue Emission von Bonar 2024, die für die Umschuldung bestimmt waren, erhielt die Regierung nur Offerten für $ 377 Mio., 5,6% des Gesamtbetrages, und für neue Bonar 2014 nur u$s 286 Mio., 9,5% der angegebenen Summe. Wie bekannt wurde, stammen 60% dieser Beträge von der ANSeS, und weitere u$s 100 Mio. vom Investmentfonds Fintech, des Mexikaners David Martinez, der dabei ist, die Kontrollmehrheit von Telecom Argentina zu übernehmen und auf die Genehmigung der Regierung wartet. Mit dieser freundschaftlichen Geste hofft er wohl, den Widerstand zu überwinden, der offensichtlich in der Regierung gegen sein Telecom-Geschäft besteht, das seit bald zwei Jahren auf die Zustimmung wartet. In Wirklichkeit war das Ergebnis der vorzeitigen Umschuldung und Ausgabe neuer Bonar 2014 somit noch viel schlechter.

			Allein, der Möglichkeit der vorzeitigen Tilgung der Bonar 2015, die auch als Option geboten wurde, haben sich merkwürdigerweise nur Inhaber mit einem Betrag von u$s 185 Mio. angeschlossen. Wirtschaftsminister Kicillof legte dies als einen Erfolg aus, weil es Vertrauen zum Ausdruck bringe, dass es keinen neuen Default geben werde. Man muss jedoch berücksichtigen, dass die Ankündigung über diese Sofortzahlung sehr kurzfristig erfolgte, und wenig verbreitet wurde, so dass viele Inhaber dieser Bonds nicht davon erfuhren oder nicht recht verstanden, um was es ging, wobei viele wohl ein neues Betrugsmanöver witterten. Viele Inhaber dieser Bonds sind im Ausland wohnhaft, und dürften von ihren Banken keine rechtzeitige Mitteilung erhalten haben.

			Die Strategie der Erleichterung der Zahlungsbilanz für 2015, sei es, um mit den Geierfonds u.a. Holdouts ab Januar ohne Torschlusspanik verhandeln zu können, oder um eine Weigerung, ihnen zu zahlen, durchhalten zu können, ist somit gescheitert. Bei der Zeichnung von Bonar mit frischem Geld war dies zu erwarten, da diese Bonds, mit denen die Entschädigung an Repsol gezahlt wurde, auf dem Sekundärmarkt billiger zu haben sind und eine Rentabilität von etwa 12% abwerfen, über zwei Prozentpunkte mehr als bei einer Zeichnung leicht unter pari, wie sie die Regierung angeboten hatte. Banker und auch der Wirtschaftler Ricardo Lopez Murphy wiesen darauf hin, dass die Regierung sich den Martkbedigungen hätte anpassen müssen, also auch eine Rentabilität von 12% hätte bieten müssen. Doch Kicillof will keine so hohen Zinsen hinnehmen, die ein gefährliches Signal sind, und er hat recht. Ein Staat, der heute 12% zahlt, gegen 4% bis 6% bei anderen Schwellenländern, Null bei Deutschland und knapp darüber bei den USA, gibt zu, total pleite zu sein.

			Was die Umschuldung der Bonar 2015 betrifft, so wollen sich die Inhaber nicht auf eine Zahlung in 9 Jahren einlassen, auch wenn ihnen hier ein höherer Zinssatz versprochen wurde. Sie wollen nächstes Jahr kassieren, oder eben, wenn der argentinische Staat nicht zahlt, einen Prozess einleiten, bei dem sie eventuell den ursprünglichen Betrag, vor den Umschuldungsrunden von 2005 und 2010, fordern können. 

			Kritiker wiesen darauf hin, dass Minister Kicillof den Umschuldungsvorschlag vorher mit den US-Grossbanken hätte besprechen müssen. Das hat CFK jedoch in ihren Ansprache vom letzten Samstag mit grosser Empörung als eine Beleidigung dargestellt. Indessen ging es nur darum, die Blamage zu vermeiden. Wer in einen Swimming-Pool springt, muss sich vergewissern, dass dieser genügend Wasser hat. CFK hat ein Vorurteil gegen Banken, wie sie es schon gezeigt hat, als sie vor einigen Monaten eine Lösung mit den Geierfonds schroff abwies, die Minister Kicillof eingeleitet hatte, bei der eine Gruppe von Banken die Bonds der Holdouts kaufen würde, an erster Stelle der Geierfonds, die den Prozess gewonnen hatten. Die Banken hätten dabei bestimmt einen Abschlag erhalten, da die Holdouts schliesslich zu ihrem Geld kommen wollen, statt kostspielige Prozesse zu führen. Ab Januar, wenn die RUFO-Klausel abläuft, würde das Schatzamt dann den Banken den Betrag plus Bankprovision zurückerstatten, eventuell in Raten. Dadurch wäre der Defaultzustand vollkommen überwunden worden, und die Zweifel über die Zukunft, die jetzt bestehen und grossen Schaden anrichten, weil sie eine paralysierende Wirkung auf die Wirtschaft haben, wären schon vor Monaten verschwunden.

			Ohne Umschuldung der u$s 6,7 Mrd. sieht die Zahlungsbilanz 2015 sehr gefährlich aus. Wenn nichts neues geschieht, wie z.B. höhere Kreditauszahlungen der internationalen Finanzinstitute oder chinesische Kredite oder dgl., dann kann dieser Betrag nicht bezahlt werden, so dass ein neuer Default eintritt. Ebenfalls kann man damit rechnen, dass dann die Möglichkeit des Kaufes von Dollar für Sparzwecke aufgehoben wird. Da ein Teil dieser Dollar dann auf dem Schwarzmarkt verkauft wird, würde sich das Ausbleiben dieses Angebots als Haussefaktor auswirken.

			Faktisch besteht schon ein Defaultzustand, weil das Griesa-Urteil nicht erfüllt wird und dabei auch die Zahlung an die Inhaber umgeschuldeter Bonds eingefroren ist. Wenn die Regierung sich schliesslich mit den Geierfonds einigt, die den Prozess gegen den Staat gewonnen haben, dann müssten weitere u$s 1,5 Mrd. gezahlt werden, was faktisch nicht möglich ist. Es wird angenommen, dass die Geierfonds u.a. Holdouts sich mit einer geringen Barzahlung zufrieden geben und dann langfristige Staatspapiere entgegen nehmen. Aber auf alle Fälle braucht Argentinien frisches Geld.

			Die Gefahr eines neuen Defaults kann eventuell von der argentinischen Regierung verwendet werden, um die Geierfonds u.a. Holdouts zu einer Kompromisslösung zu bewegen, bei der sie einen bestimmten Abschlag auf ihre Forderung hinnehmen und nur ein Teil in bar erhalten, während der Rest in langfristigen Staatsbonds gezahlt wird. Die harte Haltung der Präsidentin und ihre wiederholten Äusserungen, dass sie gegenüber den Geierfonds nicht nachgeben wird, dürften von diesen ernst genommen werden. Denn CFK vermittelt den Eindruck, dass sie es ohne mit der Wimper zu zucken auf eine Weigerung der Anerkennung des Griesa-Urteils und auf einen neuen Default ankommen lässt. Im Grunde vertritt sie ohnehin das Konzept der geschlossenen Wirtschaft, mit einer Abschottung von der Welt, bei der die grossen Staaten nach ihrer Sicht der Dinge Argentinien nur schaden wollen. Die Tatsache, dass CFK nicht rationell handelt, kann Argentinien bei den Verhandlungen zugutekommen. Kicillof sagte unlängst, die Geierfonds müssten sich im Januar einem neuen Szenarium anpassen. Hat er damit gemeint, dass Argentinien es eventuell auf einen neuen Default ankommen lassen werde? 

			Die gefährdete Leistungsbilanz

			Zur sehr wahrscheinlichen Möglichkeit, dass die Bonar 2015 nicht gezahlt werden können, kommt noch als verschärfender Umstand hinzu, dass die Leistungsbilanz (Zahlungsbilanz ohne Kapitaltransaktionen) 2015 mit einem Defizit abschliessen wird. Es ist sogar möglich, dass auch die Handelsbilanz ein Defizit ausweist, so dass kein Überschuss verbleibt, mit dem das Defizit der Dienstleistungsbilanz zumindest teilweise ausgeglichen werden kann. Um dieses Problem zu vermeiden oder zumindest auf ein Minimum zu beschänken, wird angenommen, dass die Kontingentierung der Importe verschärft wird. Das hat jedoch eine stark störende Wirkung auf die Wirtschaft, die die Rezession vertieft. Industrien, die ohne importierte Teile nicht produzieren können, wie die der Kraftfahrzeuge, der Landmaschinen und die ganze elektronische Industrie in Tierra del Fuego, wären dann noch viel stärker von der Einfuhrbeschränkung betroffen.

			Bei den Importen von Gas, Benzin, Dieselöl, Heizöl u.a. Erdölprodukten wird infolge der Erdölbaisse, und auch wegen der internen Rezession, ein bedeutender Rückgang erwartet, voraussichtlich um weit über u$s 1 Mrd. Auch bei verschiedenen Rohstoffen und Waren, die weiter verarbeitet werden, wird mit einem Rückgang gerechnet. Dies ist die orthodoxe Lösung des Zahlungsbilanzproblems, nämlich die Rezession. CFK und ihre Mitarbeiter erklären ständig, dass sie diese Lösung verabscheuen, die zum neoliberalen Rezept gehört. Die „Erzählung“ deckt sich auch in diesem Fall nicht mit der Wirklichkeit.

			Was den Exporte betrifft, so werden zunächst für 2015 geringere Einnahmen aus der Ernte von Getreide und Ölsaat erwartet, wegen geringer Mengen und niedrigerer Preise. Die Consulting-Firma Agritrend, geleitet vom erstklassigen Experten Gustavo López, rechnet für 2014/15 mit einer Gesamternte von ca. 100 Mio. Tonnen, gegen 105 Tonnen 2013/14. Aber ausserdem sind die Preise niedriger, so dass der Exporterlös um u$s 3,4 Mrd. sinken und der Staat an Exportzöllen rund u$s 1 Mrd. weniger einnehmen würde. Die gesamten Einnahmen aus diesen Exporten würden 2015 u$s 22,3 Mrd. erreichen, gegen u$s 25,7 Mrd. in diesem Jahr. 

			Laut Agritrend nimmt die gesäte Fläche, die 2013/14 34,5 Mio. ha erreichte, um 3% ab. Bei Mais sind es 20%, bei Gerste 33% und bei Sonnenblume 14% weniger. Hingegen wird bei Sojabohne mit zusätzlichen 100.000 ha gerechnet, wobei andere Experten mit einem Plus von bis zu 600.000 ha rechnen. Bei der Produktion wird bei Sojabohne mit einer leichten Zunahme von etwa 1% gerechnet, bei Mais jedoch mit 19% und bei Gerste um 19% weniger

			Es klingt zunächst erstaunlich, dass bei Sojabohne mit einer höheren Aussaat gerechnet wird, nachdem die Vertreter der Landwirtschaftsverbände und auch Experten darauf hingewiesen hatten, dass die Rechnung nur für diejenigen aufgeht, die in der zentralen Gegend und nahe den Häfen liegen. Es hat jedoch in vielen Grenzgegenden mehr als normal geregnet, so dass die Landwirte dann höhere Erträge (kg pro Hektar) erwarten, was die Kosten pro Tonne verringert. Oder sie rechnen mit einer Abwertung oder einer Verringerung der Exportzölle.

			Die Schätzung von Agritrend wird auch durch das Landwirtschaftsdepartement der Vereinigten Staaten (USDA) bestätigt, das auf Grund der Interpretation von Satellitenfilmungen arbeitet und sich dabei erfahrungsgemäss wenig irrt. Bei Sojabohne wird mit 55 Mio. t gerechnet, mehr als die 53 Mio. dieses Jahres, und bei Mais mit 4,3% weniger. Gesamthaft gelangt die USDA somit auf über 100 Mio. Tonnen.

			 Auch bei anderen Exporten wird allgemein ein Rückgang erwartet, angefangen mit Rindfleisch, bei dem die Regierung den Export sogar behindert, um künstlichen Druck auf das interne Angebot zu schaffen und die Preiszunahme zu beschränken. Bei sogenannten „regionalen“ landwirtschaftlichen Produkten, wie Obst, Baumwolle, Zucker, Oliven, Tabak und auch bei industrielllen Produkten auf dieser Basis (wie Wein, Obstkonserven, Olivenöl u.a.) wird ebenfalls ein Exportrückgang erwartet, u.a weil die Rechnung mit dem bestehenden Wechselkurs nicht aufgeht. Bei reinen Industrieprodukten liegt der Fall noch schlimmer, wobei bei Automobilen, Lastwagen und Kleinlastern die Beschränkung der Importe aus Brasilien, und allgemein der Importe von Zubehörteilen, auch die Exporte verringert. Mit einer Abwertung könnten eventuell bestimmte Exporte angeregt werden; doch das will die Regierung vermeiden, weil sie befürchtet, dass dann die Inflation explodiert. 

			Die Aussicht auf eine tiefe Zahlungsbilanzkrise hat eine Sofortwirkung, da dann allgemein nach dem Motto „den letzten beissen die Hunde“ gehandelt wird. Um dies zu vermeiden, müsste die Regierung schon im Januar ein klares Signal geben, dass eine Lösung des Falles bevorsteht. Man hat jedoch den Eindruck, dass Wirtschaftsminister Kicillof und seine Mitarbeiter, kein Gesamtkonzept bereit haben, und, wie es der anerkannte Wirtschafter Miguel Angel Broda sagt, mit einer Strategie der Überwindung der jeweils auftretenden Probleme und viel Improvisation bewenden lassen, was er als Schmerzlinderung („analgésico“) und Behinderung der Entzündungen („antiinflamatorio“) bezeichnete.
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			Hohes und zunehmendes Defizit der Staatskasse

			Im Oktober 2014 wies das Schatzamt ein echtes (als „finanziell“ benanntes) Defizit von $ 20,80 Mrd. aus, 185% mehr als das von $ 7,28 Mrd. des Vorjahres. Somit erreichte das Defizit des Nationalstaates in 10 Monaten 2014 $ 74,43 Mrd. Beim primären Defizit, bei dem Zinsen auf die Staatsschuld nicht berücksichtigt werden, war der Sprung noch höher. Es lag im Oktober bei $ 15,19 Mrd., 451% über den $ 2,76 Mrd. des Vorjahres. Die Zinslast ist von einem Jahr aufs andere um über $ 1 Mrd. gestiegen: $ 5,64 Mrd. im Oktober 2014 und $ 4,52 Mrd. im Vorjahr. Die Zinsen nehmen wegen zunehmender Staatsverschuldung zu, aber auch weil Schulden zu niedrigen Zinsen, die aus der Umschuldung von 2005 und 2010 hervorgegangen sind, nach und nach amortisiert und durch Schulden zu höheren Zinsen ersetzt werden. Wenn die Regierung das Problem mit den Holdouts u.a. durch neue Verschuldung zu höheren Zinsen lösen will, wie es schon in der Vorwoche erfolglos versucht wurde, dann wird die Zinslast noch viel stärker steigen und für die Staatsfinanzen zu einem Problem werden. Die sogenannten „Entschuldung“, auf die CFK ständig hinweist, hat schon seit geraumer Zeit aufgehört, streng genommen 2010, als die zweite Umschuldungsrunde mit Schuldenschnitt abgeschlossen wurde.

			Zum echten Defizit muss man die Zuwendungen der ZB und der ANSeS hinzuzählen, die als echte Einnahmen gebucht werden, es jedoch nicht sind. Es sind Kredite für die Finanzierung des Defizites. Bei der ZB handelt es sich um Buchgewinne, die sich vornehmlich bei der Zunahme des Pesowertes der Devisenreserven wegen Abwertung ergeben, und bei der ANSeS um den Gewinn des Rentnerfonds, der für die Rentner und nicht für das Schatzamt bestimmt ist. Diese Zuwendungen erreichten im Oktober 2014 $ 2,04 Mrd., gegen $ 8,59 Mrd. im Vorjahr. In 10 Monaten 2014 machen diese Zahlungen ca $ 98 Mrd. aus, womit das gesamte Defizit auf ca. 179 Mrd. steigt, gegen ca. $ 100 Mrd. im Vorjahr.

			Am Mittwoch hat das Schatzamt erste Zahlen für November bekanntgegeben. Das dies so kurz nach der vorangehenden Mitteilung erfolgte, ist darauf zurückzuführen, dass das Ergebnis, so wie es die Regierung zeigt, besser ausgefallen ist als im Vorjahr und im Vormonat. November schliesst mit einem primären Überschuss von $ 388,3 Mio., gegen ein Defizit von $ 6,68 Mrd. im gleichen Vorjahresmonat. Das echte Defizit erreichte im November $ 3,93 Mrd., gegen $ 9,47 Mrd. im gleichen Vorjahresmonat. Hinzu kommen dieses Jahr noch Zuschüsse der ZB (wegen Abhebung von Buchgewinnen, die nicht echt sind) u.a staatlicher Ämter in Höhe von $ 15,05 Mrd., die keine echten Einnahmen sind, so dass sich ein gesamtes Defizit von $ 18,98 Mrd. ergibt, gegen $ 14,21 Mrd. im Vorjahr. Das Ergebnis, auf das es ankommt, war somit gewiss nicht so gut, wie es das Wirtschaftsministerium darstellt.

			Für das ganze Jahr wird ein Gesamtdefizit von mindestens $ 220 Mrd. erwartet, gegen $ 123,74 Mrd. im Jahr 2013. Es sind rund $ 100 Mrd. mehr. Bezogen auf ein BIP von schätzungsweise rund $ 4 Mrd. (der genaue Betrag in Pesos ist nicht bekannt) beträgt das Defizit somit 5,5% des BIP. Das ist gefährlich hoch, einmal weil es keine Finanzierung hat, und dann weil es auf eine steigende Tendenz hinweist, die für 2015 ein noch höheres Defizit in Aussicht stellt. Private Wirtschaftler rechnen mit gut 6,5% des BIP. 

			Normalerweise sollte ein Teil des Defizites, der sich auf staatliche Investitionen bezieht (die in der staatlichen Buchführung zu den Ausgaben hinzugezählt werden) mit Krediten der Weltbank, der Interamerikanischen Entwicklungsbank, der Andenköperschaft und auch von Handelsbanken, die auch vom Staat gekaufte Kapitalgüter finanzieren, gedeckt werden. Diese Finanzierungen, mit der gleichzeitig das Zahlungsbilanzproblem gelöst worden wäre, fielen jedoch aus.

			Im Oktober lagen die laufenden Einnahmen, die vornehmlich aus Steuern im weiteren Sinn bestehen, mit $ 81,73 Mrd. um 41,92% und die Ausgaben mit $ 104,72 Mrd. um 42,6% über dem Vorjahr. Um eine noch höhere Zunahme zu verhindern, wurden Zahlungen hinausgeschoben, was in den folgenden Monaten ein noch grösseres Problem verheisst. In 10 Monaten 2014 lagen die Einnahmen nur um 35% über dem Vorjahr, die Ausgaben hingegen um 44%. Für die letzten zwei Monate des Jahres ergibt sich das Problem, dass die Einnahmen unter der Rezession leiden, die Ausgaben jedoch weiter zunehmen, wobei die Ausgabenwut von CFK und Kicillof nicht aufhört.

			Die ZB hat sich bisher bemüht, die Zuwendungen an das Schatzamt mit Unterbringung von Wechseln (Lebac und Nobac) auszugleichen, um eine hohe monetäre Expansion zu vermeiden. Doch zum Jahresende setzt stets eine Kreditexpansion ein, um das Weihnachts- und Neujahrsgeschäft zu finanzieren. Die ZB dürfte somit keine Möglichkeit haben, weiter Wechsel bei den Banken unterzubringen. Das bedeutet, dass das Defizit der Staatskasse bis Ende Jahr eine hohe monetäre Expansion zur Folge hat, die die Inflation weiter anheizt. Der Rhythmus der jährlichen monetären Expansion wurde zwar bis Dezember relativ niedrig gehalten, aber das dürfte jetzt aufgehören. In 12 Monaten zum 5. Dezember stieg die Geldmenge, definiert als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) um 19,23% und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, um 27%, also in beiden Fällen weit unter der Inflationsrate. Ebenfalls stiegen die Pesokredite der Banken in 12 Monaten nur um 18,76%, bei einer Depositenzunahme von nur 21,94%. Das dürfte jedoch zum Jahresende kaum so weiter gehen.

			

		

	